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Zu dem mit Schreiben vom 15. September 2025 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) und das Ausländerbeschäftigungsgesetz 

(AuslBG) geändert werden sollen, wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Das Land Wien wiederholt eingangs seine Forderung nach einem transparenten, nachvollziehbaren 

und von klaren Kriterien geleiteten Zuwanderungsmodell. Es wäre eine migrationsrechtliche Ge-

samtlösung zu entwickeln. 

 

Zu Artikel 1: 

 

Zu Z 3 (§ 68 NAG): 

 

Ziel von Novellierungen des NAG sollte eine Verwaltungsvereinfachung der ohnehin bereits kom-

plexen Materie sein. Dieses Ziel wird jedoch durch die Einführung eines neuen Aufenthaltstitels, 

nämlich einer Aufenthaltsbewilligung als Grenzgänger, angesichts der im NAG bereits bestehenden 

unzähligen Arten von Aufenthaltstiteln, weiter erschwert. 

 

Ungeachtet dessen verkennt das Land Wien aber den bestehenden Fachkräftemangel am Arbeits-

markt nicht, der durch die neue Aufenthaltsbewilligung für Grenzgänger zumindest etwas abgemil-

dert werden kann. Aus wirtschaftspolitischer Sicht wird die Einführung daher begrüßt. 

 

Positiv zu werten ist jedenfalls, dass die Prüfung nach § 11 Abs. 2 Z 2 (ortsübliche Unterkunft) und Z 4 

(finanzielle Belastung einer Gebietskörperschaft) für die Einwanderungsbehörden entfällt und die 

Prüfung, ob die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Beschäftigung gegeben sind, zwingend 

durch das AMS stattfinden muss. 
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Zu Artikel 2: 

 

Zu Z 3 (§ 12e AuslBG): 

 

Es ist nicht eindeutig, welche Aufenthaltstitel der Nachbarstaaten als „Daueraufenthaltstitel“ im Sin-

ne dieser Bestimmung gelten sollen. Die Aufnahme des Zusatzes „mit unbeschränktem Arbeits-

marktzugang“ lässt darauf schließen, dass nicht ausschließlich langfristig Aufenthaltsberechtigte im 

Sinne der RL 2003/109/EG umfasst sein sollen. Diesen kommt nach Art. 11 Abs. 1 lit. a der Richtlinie in 

jedem Fall ein unbeschränkter Arbeitsmarktzugang zu. Daher ist im Umkehrschluss zu folgern, dass 

ein „Daueraufenthaltstitel“ auch ein anderer Titel sein kann. Angesichts dessen, dass die Richtlinie 

national als „Daueraufenthalt - EU“ (§ 45 NAG) umgesetzt wurde, besteht die Befürchtung, dass es 

hier zu Missverständnissen kommen könnte. Es wird daher angeregt, diese Voraussetzung zu kon-

kretisieren. Denkbar wäre etwa die Formulierung: „1. sie über einen unbefristeten Aufenthaltstitel 

eines Nachbarstaates mit unbeschränktem Arbeitsmarktzugang verfügen“. 

 

Zudem stellt sich die Frage, wie österreichische Arbeitgeber*innen eruieren können, mit welchem 

Aufenthaltstitel ein unbeschränkter Arbeitsmarktzugang im Nachbarstaat einhergeht, wenn poten-

zielle Mitarbeiter*innen diese Aufenthaltsbewilligung beantragen möchten. Hier könnte man etwa 

eine Liste in Form einer Anlage zum AuslBG erstellen, um Rechtssicherheit und Transparenz herzu-

stellen. Auf diese Weise würde auch Arbeitgeber*innen die Personalauswahl erleichtert, da sie von 

vornherein darauf achten können, (nur) Personen mit bestimmten Aufenthaltstiteln auszuwählen. 

 

Im Übrigen wird die Einführung der Aufenthaltsbewilligung für Grenzgänger begrüßt. 

 

Zu Z 4 (§ 20d Abs. 1 AuslBG): 

 

Entscheidet das AMS, dass die Voraussetzungen für eine Rot-Weiß-Rot - Karte als unselbstständige 

Schlüsselkraft, als Grenzgänger oder in diversen anderen in dieser Bestimmung aufgezählten Auf-

enthaltstitelverfahren nicht vorliegen, hat es nach § 20d Abs. 1 AuslBG den negativen Bescheid an 

die Einwanderungsbehörden weiterzuleiten. Diese haben sodann den Bescheid an den*die Arbeit-

geber und den*die Antragsteller*in zu übermitteln. Die Einwanderungsbehörden fungieren hier nur 

als „verlängerter Arm“ des AMS, wodurch ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand für die Einwande-

rungsbehörden entsteht. 

 

Aus verfahrensökonomischen Gründen wäre es sinnvoller, wenn das AMS seine Bescheide direkt 

zustellen würde. 

 

Unabhängig von den im vorliegenden Entwurf geplanten Änderungen wären aus Sicht des Lan-

des Wien die nachfolgenden Änderungen des NAG hilfreich, um eine ökonomischere Führung der 

Verwaltungsverfahren zu gewährleisten: 

 

1.) Prüfung der Existenzmittel  

 

Gemäß § 11 Abs. 2 Z 4 i. V. m Abs. 5 NAG sind für die Prüfung, ob jemand über ausreichende Exis-

tenzmittel verfügt, neben den Einkünften auch die regelmäßigen Aufwendungen heranzuziehen. Die 

Ermittlung dieser regelmäßigen Ausgaben ist ressourcenintensiv und es müssen viele Nachweise 

vorgelegt werden. 
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Bis zur Änderung der Rechtslage im Jahr 2006 waren jahrzehntelang ausschließlich die Einkünfte 

relevant. Dies machte die Verfahrensabwicklung somit für die Behörden und den*die jeweilige*n 

Antragsteller*in einfacher. 

 

Bei einigen Aufenthaltstiteln (z. B. Rot-Weiß-Rot - Karte, Niederlassungsbewilligung Forscher, Auf-

enthaltsbewilligung Student) muss keine ortsübliche Unterkunft nachgewiesen werden. Mit der am 

1. Oktober 2022 in Kraft getretenen Novelle der Rot-Weiß-Rot-Karte ist für die Aufenthaltstitel Rot-

Weiß-Rot -Karte und Blaue Karte EU auch das Erfordernis ausreichender Existenzmittel weggefallen. 

Im Rahmen der Familienzusammenführung ist aber weiterhin zu prüfen, ob ausreichende Existenz-

mittel (Ermittlung allfälliger Miet- oder Betriebskosten und sonstiger regelmäßiger Ausgaben) und 

eine Unterkunft nachgewiesen sind. 

 

Diese Rechtslage sollte dringend vereinfacht werden, um einen raschen Vollzug sicherzustellen. 

 

2.) Herstellung der Aufenthaltstitelkarten 

 

Reisepässe können direkt durch die Staatsdruckerei zugestellt werden. Dadurch ist die Abwicklung 

der Verfahren bei den Passbehörden in der Regel schnell und unkompliziert. Eine solche Möglichkeit 

bietet das NAG im Einwanderungsbereich nicht. Hier werden die Aufenthaltstitelkarten von der 

Staatsdruckerei gedruckt und zu den Einwanderungsbehörden geschickt. Dort müssen sie im Sys-

tem erfasst und an die Antragsteller*innen persönlich ausgegeben oder zu eigenen Handen zuge-

sendet werden. Dies führt zu einem erheblichen Zeit- und Ressourcenbedarf. Jedes Verfahren dau-

ert für Antragsteller*innen dadurch mindestens eine Woche länger als es bei einer direkten Zustel-

lung. 

 

Aufenthaltstitel sollten daher - ähnlich wie bei Reisepässe - direkt durch die Staatsdruckerei an die 

antragstellenden Personen zugestellt werden. 

 

3.) Abgelaufene Aufenthaltstitel 

 

Abgelaufene Aufenthaltstitelkarten müssen nach dem NAG bei Strafe an die Behörde zurückgege-

ben werden (siehe § 77 Abs. 1 Z 2 NAG). Die Rückgabe der Karte muss in jedem der zehntausenden 

Verfahren pro Jahr erfolgen. Falls die Karte nicht zurückgegeben wird, muss dies angezeigt werden. 

Dieser Vorgang verursacht einen großen Verwaltungsaufwand. Zum Vergleich: ein abgelaufener 

Reisepass muss nicht zurückgegeben werden, wenn ein neuer Reisepass ausgestellt wird. 

 

Abgelaufene Aufenthaltstitelkarten sollten daher nicht mehr durch die Behörde eingezogen werden 

müssen. 

 

4.) Auslandsantragstellung 

 

Aufenthaltstitel, die im Ausland beantragt wurden, dürfen gemäß § 25 Fremdenpolizeigesetz 2005 

(FPG 2005) in vielen Fällen nur mit einem „Visum zur Erteilung eines Aufenthaltstitels“ in Österreich 

abgeholt werden. Befindet sich eine antragstellende Person mit einem anderen Visum in Österreich, 

darf der Aufenthaltstitel nicht ausgegeben werden. Antragsteller*innen müssen in diesem Fall wie-

der ausreisen, das „richtige“ Visum bei der Botschaft im Heimatstaat beantragen, nach Erteilung des 

Visums wieder nach Österreich einreisen und den Aufenthaltstitel bei der Niederlassungsbehörde 
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abholen. Für die Niederlassungsbehörden sowie die antragstellenden Personen wäre daher die 

Möglichkeit einer Abholung des Aufenthaltstitels mit jeglicher Art von Visum eine erhebliche Erleich-

terung bei der Verfahrensabwicklung. 

 

5.) Einstellung von Verfahren 

 

§ 19 Abs. 6 NAG enthält eine Möglichkeit zur Einstellung des Verfahrens, wenn eine Ladung oder 

Verfahrensanordnung zum wiederholten Mal nicht zugestellt werden konnte. Darüber hinaus exis-

tiert im NAG keine Möglichkeit, ein Verfahren, das von der antragstellenden Person offenbar nicht 

weiterverfolgt wird, einzustellen. In den Fällen, in denen der Antrag abzuweisen ist, kann dies durch 

Zustellung im Akt gelöst werden. In den Fällen, in denen grundsätzlich ein bewilligungsfähiger An-

trag vorliegt, der*die Antragsteller*in aber weder zur Abholung erscheint noch sich sonst meldet, 

kann das Verfahren derzeit jedoch nicht eingestellt werden. § 23 NAG ist nur auf Fälle anwendbar, in 

denen ein Visum D erteilt wurde. In den Fällen, in denen kein Visum D zur Abholung erforderlich ist, 

kann nicht gemäß § 23 NAG vorgegangen werden. Es wird daher angeregt, (analog zu § 23 NAG) 

eine Norm zu schaffen, die das Einstellen eines Verfahrens ermöglicht, wenn Antragsteller*innen das 

Verfahren offenbar nicht mehr weiterverfolgen (etwa bei Wegzug). 

 

6.) Anträge in Österreich geborener Kinder 

 

Gemäß § 21 Abs. 2 Z 4 NAG sind Kinder im Fall der Familienzusammenführung binnen sechs Mona-

ten nach der Geburt zur Antragstellung im Inland berechtigt. Sie sind auch während der ersten sechs 

Monate zum Aufenthalt berechtigt (§ 31 Abs. 4 FPG). Sie haben aber gemäß § 21 Abs. 6 NAG kein 

darüber hinaus gehendes Bleiberecht. Wird die zulässige Aufenthaltsdauer (6 Monate nach Geburt) 

überschritten, endet trotz zulässiger Inlandsantragstellung der rechtmäßige Aufenthalt. In diesen 

Fällen ist eine Abwägung nach Art. 8 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) erforderlich. 

Eine Antragstellung nach § 21 Abs. 2 Z 4 NAG sollte daher ein Bleiberecht während der Dauer des 

Verfahrens schaffen, wenn der Elternteil, von dem das Kind den Aufenthaltstitel ableitet, rechtmäßig 

niedergelassen ist. Aus Sicht des Landes Wien wäre eine Aufnahme der Z 4 in den Abs. 6 des NAG 

dringend geboten. 

 

Dabei sind auch die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen zu prüfen und zu erfüllen. Dies führt in 

vielen Fällen zu aufwendigen Abwägungen nach Art. 8 EMRK, da die Einkommensgrenzen im NAG 

oft nicht erreicht werden (Familieneinkommen nicht ausreichend). Eine Abwägung nach Art. 8 EMRK 

wird in diesen Konstellationen (zusammenführende Person, von der abgeleitet wird, verfügt bereits 

über ein Daueraufenthaltsrecht) immer zu Gunsten der Schutzwürdigkeit des Privat- und Familienle-

bens des nachgeborenen Kindes ausgehen. Ein Entfall des Erfordernisses der allgemeinen Ertei-

lungsvoraussetzungen bei in Österreich nachgeborenen Kindern, deren Elternteile beide aufent-

haltsberechtigt sind, wobei zumindest ein Elternteil über einen Aufenthaltstitel Daueraufenthalt - EU 

verfügen muss, würde zum selben Ergebnis führen, und wäre im Hinblick auf die Erreichung der Ziele 

der Rahmenrichtlinie erforderlich. 

 

7.) Erfassung von Daten für die Statistik Austria 

 

Gemäß § 40 Abs. 1a NAG werden die Daten nach Übermittlung an die Statistik Austria gelöscht. Da-

her müssen sie bei jedem weiteren Antrag erneut erfasst und angelegt werden. Dies führt zu einem 

erheblichen Mehraufwand. Es wird daher angeregt, die erfassten Daten zwecks Verwaltungsverein-



 

 

Seite 5/5 

 

Verkehrsanbindung: Linie U2, Station Rathaus, Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 - 15.30 Uhr 

fachung nicht zu löschen, sondern sie im Zuge weiterer Verfahren durch neu hinzugekommene 

Schul- und Berufsausbildungen zu ergänzen. 

 

8.) Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten 

 

Gemäß § 37 Abs. 3 NAG haben die Strafgerichte Erhebungen von Anklagen wegen in die Zuständig-

keit der Landesgerichte fallenden Vorsatztaten [ ...] der nach diesem Bundesgesetz zuständigen 

Behörde mitzuteilen. Anklageerhebungen werden danach der zuständigen Niederlassungsbehörde 

übermittelt, die von der Behörde zum Akt genommen werden müssen. Die Mitteilung einer Anklage-

erhebung hat für die Behörde allein keinen Mehrwert, da bei Prüfung der öffentlichen Ordnung und 

Sicherheit oder ob ein Rückstufungsverfahren nach § 28 Abs. 1 NAG eingeleitet wird, diese nicht 

herangezogen werden können. Bei einem Rückstufungsverfahren nach § 28 Abs. 1 NAG ist auch 

§ 52 Abs. 5 FPG zu beachten (siehe § 28 Abs. 1 NAG: „Liegen gegen einen Inhaber eines Aufenthalts-

titels „Daueraufenthalt - EU“ (§ 45) die Voraussetzungen des § 52 Abs. 5 FPG für die Erlassung einer 

Rückkehrentscheidung vor, [ ...]). § 52 Abs. 5 FPG verweist auf die Bestimmung des § 53 Abs. 3 FPG, 

§ 53 Abs. 3 FPG bezieht sich wiederum auf rechtskräftige Verurteilungen. 

 

Eine Anpassung des § 37 Abs. 3 NAG, wonach nur noch rechtskräftige Verurteilungen und keine 

Anklagen mehr an die zuständige Niederlassungsbehörde zu übermitteln sind, würde für die Behör-

de einen Verfahrensschritt weniger bedeuten und zu einer ökonomischeren Verfahrensführung bei-

tragen. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag. Roman Fischer 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 35 (zur Zl. MA35-A04/1238594/2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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